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Während der gesamten vierzigjährigen Existenz der DDR befand sich die 
Politik Großbritanniens gegenüber dem zweiten deutschen Staat in einem 
ausgesprochenen Dilemma. Dies galt vor allem für die Zeit bis 1973, als die 
DDR weltweit anerkannt wurde. Insbesondere in der zweiten Hälfte der 
fünfziger Jahre und in der darauffolgenden Dekade waren alle britischen 
Regierungen von Macmillan bis Wilson daran interessiert, die Beziehungen 
mit der DDR zu verbessern und gleichzeitig das freundschaftliche, aber oft­
mals krisengeschüttelte Verhältnis zur Bundesrepublik nicht zu gefährden.1 
Doch beide Strategien schlossen sich im Grunde gegenseitig aus. Sowohl 
die konservativen Regierungen Harold Macmillans (1957-1963) und Doug­
las-Homes (1963/64) als auch die Labour-Regierung Harold Wilsons, die im 
Oktober 1964 die Amtsgeschäfte aufnahm, fanden es schwierig, in Bonn 
Verständnis für das britische Bestreben nach engeren ökonomischen Bezie­
hungen mit Ost-Berlin zu finden. Die Bundesregierung zögerte nicht, Ge­
brauch von der offiziellen Rechtslage zu machen, die im wesentlichen die 
westdeutsche Position unterstützte. Die bereits 1949 von den Westmächten 
verkündete Doktrin der Nichtanerkennung der DDR und die 1955 nach 
Kanzler Adenauers Moskau-Besuch von Bonn ins Leben gerufene und von 
Staatssekretär Wilhelm Grewe erfundene „Hallstein-Doktrin“ konnte als 
nützliches Instrument auch gegenüber den eigenen Alliierten einschließlich 
den Briten benutzt werden, um die DDR weiterhin außerhalb des Ostblocks 
zu isolieren und die handelspolitischen Erfolge des Ulbricht-Staates in 
Grenzen zu halten.2 Jedoch selbst nach dem Abschluß und der Unterzeich­
nung des deutsch-deutschen Grundlagenvertrages am 21. Dezember 1972 
und der daraufhin einsetzenden Welle der internationalen Anerkennung der 
DDR schielten die Regierungen in Bonn mit Argusaugen auf die Westkon­
takte des Ost-Berliner Regimes und die außenpolitischen Aktivitäten der

1 Zu den britisch-ostdeutschen Beziehungen siehe vor allem Becker, DDR; Bell, Bri­
tain; auch Bachmann, Beziehungen; Eymelt, Tätigkeit. Zu neueren Arbeiten vgl. die 
Dissertation von Henning Hoff (Universität Köln 2001), ders., „... Largely The Pris­
oners Of Dr. Adenauer's Policy“, S. 185-206; und Larres, Britain (2002), S .187-217; 
und Larres, Britain (2000), S. 63-98.

2 Ebd. Zur „Hallstein-Doktrin“ vgl. Kilian, Hallstein-Doktrin; auch Booz, Hallsteinzeit. 
Zur Entstehung, siehe auch Grewe, Rückblenden, S. 251-62.
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DDR.3 Es wurde nach wie vor strikt darauf geachtet, daß die westlichen 
Verbündeten und insbesondere das wirtschaftlich anfällige Großbritannien 
den Kontakt mit dem zweiten deutschen Staat nicht übertrieben.

Zwar hielten sich die britischen Regierungen immer streng an die Be­
stimmungen der Nichtanerkennungsdoktrin von 1949, die in den darauffol­
genden Jahren auf Betreiben Bonns in regelmäßigen Abständen von den 
Westmächten erneut öffentlich deklariert wurde, und die „Hallstein- 
Doktrin“ wurde in der öffentlichen Rhetorik immer durch London unter­
stützt, doch spätestens im Zuge der Berlinkrise 1958-63 ließen sich zuneh­
mende Zweifel an diesem Kurs in den maßgeblichen politischen und wirt­
schaftspolitischen Kreisen in Großbritannien feststellen.4 Die britische Poli­
tik gegenüber der DDR -  so wurde immer öfter ih einflußreichen Kreisen in 
Politik und Wirtschaft festgestellt -  werde zu sehr von Bonn bestimmt. Die 
Macmillan-Regierung blieb von solchen und ähnlichen in der Öffentlichkeit 
angestellten Überlegungen nicht unbeeinflußt. Doch trotz der starken Kritik 
Bonns ließ sich London auf allmählich immer engere Handelsbeziehungen 
mit der DDR ein. Nicht zuletzt wurde der sogenannte Interzonenhandel, um 
den es sich ja anfänglich handelte, zwischen den beiden deutschen Staaten 
von den Briten heftig kritisiert und als Argument für die Berechtigung der 
eigenen wirtschaftlichen Beziehungen mit Ost-Berlin angeführt. In London 
herrschte keinerlei Verständnis dafür, daß die Westdeutschen ihren Verbün­
deten den Handel mit der DDR verbieten wollten, selbst aber schwunghafte 
ökonomische Beziehungen mit dem angeblich so verhaßten und illegalen 
zweiten deutschen Staat betrieben.5 Die Unzufriedenheit vieler britischer 
Geschäftsleute mit der offiziellen Politik Großbritanniens trug damit ganz 
entscheidend zu der Kritik in Großbritannien an der Verhaltensweise der 
Bundesrepublik bei.

Im allgemeinen erwartete die britische Exportindustrie, daß sich die ei­
gene Regierung mehr Mühe machen sollte, um sowohl der DDR-Regierung 
die Möglichkeit zu geben, wirtschaftliche Zweigstellen in Großbritannien zu 
öffnen als auch britischen Firmen bei der Anbahnung von Geschäftsinteres­
sen in Ostdeutschland zu helfen. Insbesondere wurde immer wieder der 
Verdacht laut, daß sich Whitehall zu sehr von den Wünschen der Bundesre­
publik beeinflussen ließ. Im Grunde nahmen Industrielle sogar an, daß Bonn 
ganz wesentlich die britische Wirtschaftspolitik gegenüber der DDR be-

3 Für neuere Werke zur DDR-Außenpolitik bevor und nach 1972/73, vgl. Muth, DDR- 
Außenpolitik; Siebs, Außenpolitik. Immer noch interessant: Jacobson u.a. (Hg.), Jahr­
zehnte. Für die Sicht der DDR, siehe Hänsch u.a., Geschichte; Doemberg, Außenpoli­
tik. Siehe auch den wichtigen Band Albrecht u.a., Literaturbestände.

4 Vgl. Steininger, Mauerbau; für die britische Sicht vor allem Gearson, Macmillan. Sie­
he auch Larres, Politik.
Vgl. Larres, Britain (2002), S. 195-215.5
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stimmte.6 Zwar waren das recht übertriebene Verdachtsmomente, doch völ­
lig unberechtigt waren sie nicht. Die Bundesregierung wußte durchaus, mit 
welchen moralischen und wirtschaftspolitischen Argumenten Druck auf 
Großbritannien ausgeübt werden konnte. Die britische Deutschlandpolitik 
befand sich tatsächlich in einem Dilemma, und es bestand zuweilen ein ern­
ster Konflikt zwischen den wirtschaftspolitischen Interessen des Landes und 
seinen deutschlandpolitischen und politisch-moralischen Verpflichtungen 
gegenüber dem Bündnispartner Bundesrepublik.

Doch spätestens Anfang der sechziger Jahre begannen sich die Handels­
beziehungen zwischen Großbritannien und der DDR zu vertiefen. Nicht zu­
letzt der Bau der Berliner Mauer trug dazu bei, dem SED-Regime nach dem 
recht schnellen Abflauen des anfänglichen Schocks und der moralischen 
Empörung in aller Welt eine gewisse eigene, wenn auch sicherlich nicht un­
umstrittene Identität zu geben. Zumindest, so erkannten Regierungskreise in 
Großbritannien, mußte jetzt endgültig davon ausgegangen werden, daß die 
DDR so schnell nicht mehr von der politischen Bildfläche verschwinden 
würde. Ob man es wünschte oder nicht, und ungeachtet der vielen politi­
schen Fiktionen der westlichen Deutschlandpolitik, es machte keinen Sinn, 
weiterhin die reale Existenz der DDR zu leugnen. Seit Anfang der sechziger 
Jahre deutete sich daher eine „schleichende De-facto-Anerkennung“ der 
DDR durch London an.7

Letztlich wagten es die Briten bei aller großzügigen Auslegung der 
Nichtanerkennungsdoktrin nicht, mit der westlichen Deutschlandpolitik zu 
brechen. Abgesehen davon, scheiterte das relativ große Interesse Großbri­
tanniens an der Ausweitung der Handelsbeziehungen mit der DDR vor allem 
an vier Hindernissen. Erstens war die DDR trotz vieler gegenteiliger Ver­
sprechungen einfach ökonomisch und auch hinsichtlich der Qualität vieler 
ihrer Produkte nicht in der Lage, zu einem attraktiven Handelspartner für 
westliche Länder zu werden. Zweitens mußte Großbritannien permanent 
Rücksicht auf seine engen politischen und ökonomischen Beziehungen mit 
der Bundesrepublik nehmen und konnte daher gar nicht die Handelsbezie­
hungen mit der DDR so ausweiten, wie sich das manche britischen Politiker 
und Wirtschaftsbosse gelegentlich wünschten. Drittens waren die ökono­
misch wenig eindrucksvollen Leistungen Großbritanniens in den sechziger 
Jahren sogar für die relativ anspruchslose DDR nicht sonderlich interessant; 
selbst dem zweiten deutschen Staat standen attraktivere Handelspartner zur 
Verfügung, wie beispielsweise die Bundesrepublik Deutschland. Viertens

6 Ebd. Vgl. auch Howarth, KfA Ltd.
7 Der Ausdruck wurde auch im Zusammenhang mit der Anerkennung der DDR durch 

Ceylon gebraucht (siehe weiter unten für nähere Erläuterungen); Public Record Of­
fice, Kew, London (PRO), FO 371/177 933/RG 1062/10, 11, 20 und 19.2.1964; auch 
FO 371/177 904/RG 1023/3,19.3.1964.
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überschätzten die Briten vor allem Ende der fünfziger und Anfang der sech­
ziger Jahre das potentielle Handelsvolumen mit Ostdeutschland. Ende der 
sechziger Jahre stellte sich daher eine zunehmende Ernüchterung in London 
ein, und die Begeisterung für engere Handelsbeziehungen mit der DDR ließ 
deutlich nach. Immerhin konnte das Handelsvolumen mit Ost-Berlin selbst 
nach der Anerkennung der DDR nicht wesentlich erhöht werden.8

Zudem ist festzustellen, daß es die bundesdeutschen Regierungen von 
Adenauer bis Kiesinger geschickt verstanden, politischen und vor allem mo­
ralischen Druck auf Großbritannien auszuüben. Alle westdeutschen Regie­
rungen machten sich das schlechte Gewissen der Briten bei der schleichen­
den Unterhöhlung der gegenüber der Bundesrepublik eingegangenen Ver­
pflichtungen zunutze. Daneben scheute sich Bonn auch keinesfalls, an die 
britische Eitelkeit als vermeintliche Großmacht zu appellieren, um die welt­
weite Nichtanerkennung der DDR weiterhin sicherzustellen. Insbesondere 
bat die Bundesrepublik London immer wieder, die Anerkennung der DDR 
in den ehemaligen britischen Kolonien in der sogenannten Dritten Welt in 
Afrika und Asien zu verhindern und damit zu der weiteren Beachtung der 
von Großbritannien schon früh als unsinnig angesehenen „Hallstein- 
Doktrin“ beizutragen.

Die bri tisch-westdeutsche Kooperation in diesem Zusammenhang soll 
Gegenstand der weiteren Ausführungen sein. Wie deutlich wird, führten die 
Bitten Bonns an den britischen Bündnispartner, der Bundesrepublik mit Rat 
und Tat bei der Aufrechterhaltung der „Hallstein-Doktrin“ in der Dritten 
Welt zu helfen, zu zwei großen Vorteilen für die westdeutsche Republik. 
Zum einen half die auf Initiative Bonns meist erfolgte britische Einflußnah­
me tatsächlich dabei, die Entwicklungsländer von einer Aufwertung der 
DDR abzuhalten und damit den Alleinvertretungsanspruch Bonns zu schüt­
zen. Zum anderen schmeichelte man damit der ehemaligen Kolonialmacht 
und stellte sicher, daß Großbritannien in Europa unter den gegebenen Um­
ständen keinesfalls selber an einer deutlichen Auflockerung und Aufwertung 
des Verhältnisses zur DDR denken konnte. Britischen Diplomaten zufolge 
hatte man in Bonn (wie auch in Ost-Berlin) bereits zu einem recht frühen 
Zeitpunkt erkannt, das von den drei westlichen Besatzungsmächten Großbri­
tannien am ehesten geneigt war, die DDR anzuerkennen.9 Es war schließlich 
klar, daß von den westlichen Ländern London (aber teilweise auch Frank­
reich) besonders ungeduldig den Mangel an Realitätssinn in der Deutsch­
landpolitik bedauerte. Nach wie vor schien Bonn tatsächlich von der Mög­
lichkeit einer zügigen Wiedervereinigung auszugehen und bestand daher 
immer noch darauf, die Existenz der DDR zu leugnen. Doch übersahen die 
Briten auch nicht die eigenen Vorteile und die Möglichkeit, lukrative Han-

9
Vgl. Larres, Britain (2000), S. 93-96.
Ebd., S. 64.
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delsbeziehungen mit Ost-Berlin anzubahnen, wenn Bonn endlich den Reali­
täten ins Auge sehen würde.

I. London, die DDR und die Welt der Blockfreien
In den fünfziger und besonders während der sechziger Jahre bemühte sich 
das Ulbricht-Regime, intensive politische Aktivitäten in den nicht paktge­
bundenen Ländern Afrikas und Asiens zu entwickeln und auch die Mitglied­
schaft der DDR in internationalen Organisationen anzustreben.10 In den 
Staaten Afrikas und Asiens, die oftmals zu den ökonomisch rückständigen 
Entwicklungsländern zählten, wußte man relativ wenig von den komplizier­
ten Feinheiten der deutschen Frage. Tausende Kilometer von Europa ent­
fernt hatten politische und wirtschaftliche Akteure verständlicherweise auch 
recht wenig Interesse, sich auf die deutschlandpolitischen Auseinanderset­
zungen des Kalten Krieges in Europa einzulassen; man hatte ganz andere, 
meist existentielle Probleme. In Ost-Berlin gingen die führenden SED- 
Funktionäre daher völlig zutreffend davon aus, daß der Anerkennung der 
DDR in den Ländern der „Dritten Welt“ erheblich weniger Widerstand ent­
gegengestellt werden würde als in der westlichen Welt. Intern stimmte das 
britische Foreign Office dieser Einschätzung Ost-Berlins zu.11 Auch kam die 
Ulbricht-Regierung zu der Schlußfolgerung, daß die ökonomische und tech­
nische Expertise ostdeutscher Ingenieure, Naturwissenschaftler, Wirtschafts­
fachleute und anderer Spezialisten in den Entwicklungsländern noch am 
ehesten geschätzt werden würde. Im Grunde versuchte die DDR, die politi­
sche Anerkennung durch die Leistung technischer und wirtschaftlicher Hil­
fen zu erkaufen.12

Dies wurde jedoch auch in Bonn erkannt. Die westdeutsche Regierung 
unternahm daher größte Anstrengungen, die eindrucksvolle Wirtschaftskraft 
der jungen Bundesrepublik und den zunehmenden politischen Einfluß West­
deutschlands zu nutzen, um die Aktivitäten der DDR in den Entwicklungs­
ländern entscheidend zu schwächen. Mit Blick auf Indien folgerte das Fo­
reign Office in London beispielsweise, daß die substantiellen westdeutschen 
Hilfsleistungen an das Land eine mächtige Barriere darstellten und dazu bei­
trugen, linksgerichtete politische Tendenzen in der indischen Politik zu un­
terbinden.13 Ganz ähnlich wurde argumentiert, als das britische Außenmini­
sterium Ende 1963 die Versuche Nordkoreas und Nordvietnams, ihre staatli-

10 Siehe Troche, Ulbricht. Das Buch hat den Schwerpunkt auf den Jahren nach 1965, 
bietet aber auch einen vorzüglichen Überblick über die Entwicklung (wie auch über 
die Literaturlage) bis zu diesem Zeitpunkt. Vgl. darüber hinaus Kuhns, German De­
mocratic Republic.

11 PRO, FO 371/177 933/RG 1062/16,3.4.1964.
12 Vgl. Spanger, GDR, S. 12; siehe auch Osten, Außenpolitik, S. 78-87.
13 PRO, 371/177 904/RG 1023/3, 19.3.1964.
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che Anerkennung in der neutralistischen Welt durchzusetzen, mit Hinblick 
auf die Auswirkungen für die deutsche Frage analysierte. Das Foreign Of­
fice erkannte, daß Westdeutschland durchaus auf eigenen Beinen stehen 
könnte, denn das Land sei nun „a major power who can use effective sancti­
ons, particularly aid, to support their stand.“14

Doch trotz einiger Erfolge aus eigener Kraft war der Einfluß der Bun­
desrepublik in den ehemaligen Kolonialländern Afrikas und Asiens relativ 
gering. Die westdeutschen Regierungen scheuten sich daher nicht, an die 
ehemaligen Kolonialherren, meist Großbritannien und Frankreich, zu appel­
lieren und sie zu bitten, bei ihren früheren afrikanischen oder asiatischen 
Kolonien vorstellig zu werden, um die beabsichtigte oder gelegentlich auch 
unabsichtlich erfolgte Anerkennung der DDR zu unterbinden bzw. rückgän­
gig zu machen. Die britische Regierung verweigerte selten ihre Hilfe, wenn 
sie auch meist wenig von den Argumenten der Bundesregierungen über­
zeugt war. Im September 1963 gelang es London beispielsweise, die Regie­
rung Kenias davon zu überzeugen, keine Ostdeutschen, selbst nicht auf „rein 
persönlicher Basis“, zu den Unabhängigkeitsfeiern einzuladen. Auf Bitten 
der Westdeutschen argumentierten die Briten gegenüber dem neuen Mit­
glied des britischen Commonwealth, daß DDR-Politiker, selbst wenn sie als 
Privatpersonen an den Feiern teilnehmen würden, unweigerlich gegenüber 
der Presse behaupten würden, sie seien die offiziellen Repräsentanten der 
DDR. Es könnte zudem erwartet werden, daß die DDR in den folgenden 
Jahren nicht müde werden würde zu verkünden, daß eine Einladung als offi­
zielle Anerkennung der DDR durch Präsident Kenyatta zu verstehen sei.15

Nicht zuletzt aufgrund der großen antikolonialistischen Vorbehalte in 
vielen nichtwestlichen Ländern, besonders in den erst kürzlich gegründeten 
oder in die Unabhängigkeit entlassenen Staaten des afrikanischen Konti­
nents (aber auch in asiatischen und arabischen Ländern), konnte die DDR 
davon ausgehen, daß ihrem „progressiven“ Image viel Sympathie entgegen­
gebracht werden würde. Zudem wurden viele der neuen Staaten von soziali­
stischen Parteien regiert.16 Auch betonte die DDR bei jeder Gelegenheit ihre 
moralische Unterstützung für das Aufbegehren der „Dritten Welt“ gegen 
den westlichen Imperialismus und Kapitalismus. Die DDR agitierte lautstark 
gegen den französischen Krieg in Algerien, protestierte gegen den Mord des 
kongolesischen Premierministers Patrice Lumumba im Februar 1961, wies

14 PRO, FO 371/172 139/RG 1076/1,14.10.1963. Vgl. im allgemeinen Winrow, Foreign 
Policy, S. 42f.; Troche, Ulbricht, S. 34-35. Für die internationale Dimension des 
deutsch-deutschen Konflikts und der Suche nach der staatlichen Anerkennung siehe 
auch das recht interessante, wenn auch etwas abstrakte Buch von End, Außenpolitik.

15 PRO, FO 371/172 131/RG 1062/1,13/9,18.9.1963.
16 Siehe Schleicher, Afrika, S. 13. Vgl. auch die Aufsatzsammlung in van der Hey- 

den/Schleicher (Hg.), Afrika.
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immer wieder auf Ost-Berlins Ablehnung des Apartheid-Regimes in Süd­
afrika hin wie auch auf ihre moralische und teilweise auch finanzielle und 
militärische Unterstützung der vielen Unabhängigkeitsbewegungen in den 
ehemaligen portugiesischen und britischen Kolonien. Diese Parteinahme der 
DDR wurde in den Entwicklungsländern aufmerksam registriert. Sie trug 
entscheidend dazu bei, daß es der DDR gelang, sich ein eigenes staatliches 
Profil zuzulegen, das sich deutlich von der Position der Bundesrepublik und 
anderer westlicher Länder abhob.17 Ungeachtet der Belastungen durch die 
deutsche Vergangenheit zögerte die DDR zudem nicht, einen strikt antizio­
nistischen Kurs zu verfolgen und die arabischen Staaten im Konflikt mit Is­
rael zu unterstützen.18

Aber die DDR bemühte sich auch durch konkrete Hilfeleistungen und 
nicht nin- durch ihre politische Rhetorik um ein positives Image und begann 
schon sehr früh mit einigen vielversprechenden Initiativen. Beispielsweise 
beabsichtigte Ost-Berlin, den Sozialismus ostdeutscher Prägung dadurch zu 
verbreiten, daß jungen Menschen aus den Entwicklungsländern die Gele­
genheit gegeben wurde, an den bekannten Universitäten und polytechni­
schen Instituten der DDR zu studieren; die ersten afrikanischen Studenten 
trafen bereits 1951 in der DDR ein.19 Ob die Bemühungen der DDR in den 
frühen fünfziger Jahren deshalb aber durch „altruistische“ Aspekte charakte­
risiert waren20, muß angesichts der wichtigen Rolle, die der „Dritten Welt“ 
in der Anerkennungsstrategie der DDR zukam, bezweifelt werden. In der 
Literatur wird im allgemeinen das Jahr 1960, als 17 Staaten in die Unabhän­
gigkeit entlassen wurden, als Wendepunkt in der Afrikapolitik der DDR an­
gesehen. In der Tat kam es 1960 zu einem qualitativen Sprung in der Inten­
sität, mit der sich die DDR um die Länder der „Dritten Welt“ bemühte.21

Insgesamt waren die Bemühungen der DDR, ihre internationalen Kon­
takte in den Entwicklungsländern zu nutzen, um die diplomatische Aner­
kennung des zweiten deutschen Staates durchzusetzen und um ökonomische 
Vorteile zu erreichen, recht erfolgreich. Bereits 1953/54 hatte die DDR 
Handelsabkommen mit Ägypten, dem Libanon, Indien, Indonesien und En­
de der fünfziger Jahre auch mit Neuguinea geschlossen. Gelegentlich be­
suchten hochrangige DDR-Delegationen diese und andere Länder in den je­

17 Ebd. Vgl. auch Schleicher, Prinzipien, S. 45-62. Siehe auch für die offizielle Sicht der 
DDR: GDR.

18 Im Sechstagekrieg von 1967 unterstützte das Ulbricht-Regime dann auch lautstark die 
arabischen Länder. Vgl. Weber, Geschichte, S. 362; Lavy, Germany, S. 148-149. Vgl. 
auch den interessanten Beitrag von Timm, Schuld, S. 46ff.

19 Siehe Schleicher, Afrika, S. 14.
20 Ebd.
21 Ebd., S. 11.
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weiligen Regionen, um Handelskontakte anzuregen.22 Besonders in den Jah­
ren nach der Suez-Krise von 1956/57, während der Ost-Berlin das aggressi­
ve Verhalten Großbritanniens, Frankreichs und Israels streng verurteilt hatte, 
wurde die DDR mit steigender Sympathie in der arabischen Welt betrach­
tet.23 Während des Besuchs Otto Grotewohls, dem Vorsitzenden des DDR- 
Ministerrats, in Kairo im Januar 1959 erreichte es die DDR deshalb sogar, 
die Einrichtung eines Generalkonsulats in der ägyptischen Hauptstadt aus­
zuhandeln. Nassers Ägypten war damit das erste nichtsozialistische Land, 
mit dem es der DDR gelang, die Einrichtung einer solchen diplomatischen 
Vertretung zu vereinbaren.24

Sehr zum Mißfallen der Bundesrepublik konnte die DDR dann in der er­
sten Hälfte der sechziger Jahre eine ganze Reihe von weiteren Konsularab­
kommen mit Ländern der „Dritten Welt“ schließen. Ostdeutsche General­
konsulate wurden 1960 in Indonesien und Burma eingerichtet und zwei Jah­
re später in Kambodscha, Sudan und Irak sowie 1964 auch in Ceylon und im 
Jahr darauf in Syrien.25 1963 wurde die DDR von Kuba diplomatisch aner­
kannt. Nach dem 1957 erfolgten Abbruch der diplomatischen Beziehungen 
mit Jugoslawien anläßlich Titos Anerkennung der DDR entschied sich die 
Bundesregierung, die kubanische Aktion zum Anlaß zu nehmen, um die 
„Hallstein-Doktrin“ erneut rigide anzuwenden und die diplomatischen Be­
ziehungen zu Fidel Castros umstrittenem Regime abzubrechen. Durch eine 
solche Initiative konnte man kurz nach der kubanischen Raketenkrise vom 
Herbst 1962 zudem Rückhalt beim amerikanischen Verbündeten gewinnen. 
Doch sorgte sich die Adenauer-Regierung 1962/63 ernsthaft darüber, daß 
die DDR in den Ländern der „Dritten Welt“ Boden gutmachte, während ihn 
die Bundesrepublik zu verlieren schien. Bonn war zutiefst davon überzeugt, 
daß die DDR mit einer „koordinierten diplomatischen Kampagne, mit Un­
terstützung der Sowjetunion begonnnen hatte, um den internationalen Status 
Ostdeutschlands zu erhöhen.“26 Dieser Eindruck wurde bestätigt durch die

22 Für die frühen Kontakte der DDR mit Ägypten und anderen afrikanischen Ländern, 
insbesondere mit den ehemaligen deutschen Kolonien in Afrika, siehe Winrow, Fo­
reign Policy, S. 33-46; auch Rüdiger Thomas, Modell DDR, S. 125.

23 Vgl. Becker, DDR, S. 120-23; und zur DDR und der Suez-Krise, siehe z.B. auch Win­
row, Foreign Policy, S. 53-55.

24 Bereits seit Heinrich Rau, der neue Minister für Außenhandel und innerdeutschen 
Handel, Ägypten Ende 1955 einen Besuch abgestattet hatte, hatten sich die Handels­
beziehungen zwischen der DDR und Ägypten positiv auf der Basis von dreijährigen 
Handelsverträgen entwickelt. Vgl. Weber, Geschichte, S 363; auch Winrow, ebd., und 
Blasius, „Völkerfreundschaft“, S. 748-49.

25 Vgl. Thomas, Modell DDR, S. 125; siehe auch PRO, FO 371/172 139/RG 1076/3: 
Ausschnitt einer Rede von Außenminister Bolz, wie veröffentlich im Neuen Deutsch­
land, 12.11.1963.

26 PRO, FO 371/177 942/RG 1076/6, 29.2.1964; auch FO 371/182 997, 8.1.1965.
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längere Reise, die Bruno Leuschner, der stellvertretenden Vorsitzende des 
DDR-Ministerrats und Mitglied des Staatsrats und Politbüros des ZK der 
SED, Anfang 1962 nach Indonesien, Kambodscha, Ceylon, Burma und In­
dien führte. Bonn beobachtete mit großem Mißfallen, daß Leuschner in den 
jeweiligen Ländern von recht hochrangigen Politikern empfangen wurde. 
Der Besuch des stellvertretenden Außenministers Otto Winzer in Ghana, 
Neuguinea, Mali und Algerien im Frühjahr 1963 und die Verabschiedung 
eines strategischen Plans der DDR „zur Entwicklung von politischen und 
ökonomischen Beziehungen mit den Ländern Afrikas“ erhöhten die Sorgen 
Bonns zusätzlich.27

Das westdeutsche Außenministerium ging jedoch nicht davon aus, daß 
die DDR ernstlich davon überzeugt war, die volle Anerkennung in den nicht 
paktgebundenen Staaten durchsetzen zu können. In Bonn nahm man an, wie 
man London mitteilte, daß die DDR statt dessen anstrebte, die „Hallstein- 
Doktrin“ so weit wie möglich zu schwächen und ihre „These von der Exi­
stenz zweier deutscher Staaten“ zu verbreiten. Die Briten glaubten zu erken­
nen, daß die Bundesrepublik nicht ganz schuldlos an der Lage war. Durch 
die mangelnde Konsistenz in der Bonner Politik gegenüber der DDR hatten 
die Ostdeutschen London zufolge „einige potentiell gefährliche Argumente 
auf ihrer Seite.“28 Im allgemeinen befürwortete das britische Foreign Office 
die neue flexiblere Politik Außenminister Gerhard Schröders. Besonders 
seine „pragmatischere Politik“ hinsichtlich der Beziehungen der Bundesre­
publik zu Osteuropa, die das Foreign Office als Beginn der lange überfälli­
gen Normalisierung der Beziehungen der Bundesrepublik zu den Staaten des 
Warschauer Paktes interpretierte, wurde in London begrüßt. Einerseits regi­
strierte man daher mit Erleichterung den „wind of change“ registriert, der 
„in Bonn zu wehen begonnen hat, jetzt da die Adenauer-Ära zu Ende 
geht.“29 Doch auf der anderen Seite schien es offensichtlich zu sein, daß bei­
spielsweise durch das Berliner Passierscheinabkommen vom 17. Dezember 
1963, den Abschluß von Handelsverträgen und durch die Einrichtung von 
Handelsmissionen in Polen, Rumänien und Ungarn die Bundesregierung 
damit schon 1963 „aus reinem Eigeninteresse“ politischer und ökonomi­
scher Art nicht gezögert hatte, ihre eigene „Hallstein-Doktrin“ zu untermi-

27 Vgl. PRO, FO 371/177 893/RG 1011/1, 30.1.1964; auch FO 371/177 904/RG 1023/3, 
19.3.1964; FO 371/177 904/RG 1023/3, 18.3.1964.

28 PRO, FO 371/177 942/RG 1076/6,29.2.1964; siehe auch FO 371/177 904/RG 1023/3, 
19.3.1964.

29 PRO, FO 371/169 215.CG 1081.4, 4.4.1963. Für die von den britischen Diplomaten 
erkannten Limitationen von Schröders „wind-of-change“-Politik und der Überzeu­
gung Londons, daß Bonn auch weiterhin in den alten Nichtanerkennungsparadigmen 
agieren würde, siehe beispielsweise; PRO, FO 371/163 559.CG 1051.5, Record of 
Conversation, 12.3.1962. Vgl. auch Eibl, Politik.
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nieren.30 Doch damit waren die Briten zu einer recht unfairen Feststellung 
gelangt, da zumindest das zwischen dem Westberliner Senat und Ost- 
Berliner Behörden ausgehandelte Passierscheinabkommen keinesfalls die 
volle Unterstützung der Bundesregierung in Bonn genoß, die kein Interesse 
hatte, zu der Profilierung von SPD-Kanzlerkandidat Willy Brandt beizutra­
gen.31 Das Foreign Office zog die recht überzogene Schlußfolgerung, daß 
Bonn nur deshalb die „Hallstein-Doktrin“ in Osteuropa „durch fadenschei­
nige Einzelheiten“ aufrechterhielte, um „die neutrale Welt daran hindern zu 
können, sich der DDR anzunähem.“32 Dieses Urteil maß jedoch den Ländern 
der „Dritten Welt“ viel zu große Bedeutung in der Politik der Bundesrepu­
blik zu. Die Briten waren insgesamt, trotz Außenminister Schröders flexib­
lerer Politik, nach wie vor davon überzeugt, daß die inhärenten Widersprü­
che in der westdeutschen Politik dringend einer raschen Lösung bedurften.

Trotz dieser Skepsis und Londons allgemeinem Unverständnis für die 
deutsche nationale Frage und den zunehmenden deutsch-deutschen Han­
delskontakten setzte die britische Regierung die weitere Unterstützung der 
Position Bonns in der Anerkennungsfrage fort. Im Gegensatz zu der Regie­
rung in Bonn war man in London keineswegs emotional engagiert, ganz im 
Gegenteil; dennoch tat die britische Regierung alles in ihren Kräften stehen­
de, um in ihren ehemaligen Kolonien die Partei Bonns zu ergreifen, wenn 
dies auch nur in Ansätzen aussichtsreich erschien. Vor allem wurde dies An­
fang der sechziger Jahre in zwei Ländern deutlich, in denen die DDR kurz 
davor stand, diplomatisch anerkannt zu werden: in den kleinen ehemaligen 
britischen Kolonien Sansibar und Ceylon.33

Anfang 1964 reagierte die Bundesrepublik mit großem Unwillen, als die 
Politiker in Bonn erfuhren, daß während Leuschners Reise durch Südostasi­
en zu Beginn des Jahres 1962 vereinbart worden war, die ostdeutsche Han­
delsmission in Ceylon zum Generalkonsultat aufzuwerten. Die Bundesregie­
rung war schon seit einiger Zeit verärgert über das ständige „Flirten“ der In­
sel mit der DDR. Jetzt entschied sich Bonn, ein Exempel zu statuieren und 
Ceylon als „test case“ anzusehen, wie die Briten es ausdrückten. Die west­

30 Vgl. für einen nach wie vor guten Überblick über Bonns verbesserte Beziehungen mit 
den diversen Ostblockstaaten, Bender, Ostpolitik, S. 97ff., S. 105-07. Görtemaker, 
Geschichte, S. 525ff. Zitat: PRO, FO 371/177 942/RG 1076/6,29.2.1964.

31 Vgl. ebd., und zum Passierscheinabkommen auch Thränhardt, Geschichte, S. 146-47. 
Das erste von 1963 galt für die Weihnachtstage, das zweite von September 1964 für 
ein Jahr; weitere zwei Abkommen wurden im November 1965 und März 1966 verein­
bart.

32 PRO, FO 371/177 942/RG 1076/6,29.2.1964; siehe auch FO 371/177 904/RG 1023/3, 
19.3.1964.

33 Zum historischen Hintergrand: Ceylon (seit 1972 Sri Lanka) war zwischen 1802 and 
1948 eine britische Kolonie; 1948 erhielt die Insel an der Ostküste Afrikas die Unab­
hängigkeit und wurde Mitglied des britischen Commonwealth.
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deutsche Regierung kündigte an, daß die Bundesrepublik in Zukunft keiner­
lei Wirtschaftshilfe mehr an die Insel leisten werde.34 Allerdings machte 
man gleich wieder einen leichten Rückzieher, indem ausdrücklich betont 
wurde, daß die laufenden Wirtschaftsprogramme davon nicht betroffen wa­
ren; sie sollten zu Ende geführt werden. Bonn war insbesondere verärgert 
über das -  wie das Foreign Office es ausdrückte -  „cavalier treatment“ der 
westdeutschen Repräsentanten, die versucht hatten, die ceylonesischen Be­
hörden von dem Vorhaben abzubringen, ein DDR-Generalkonsulat einzu­
richten. Selbst eine persönliche Botschaft von Bundeskanzler Erhard in der 
Angelegenheit war völlig ignoriert worden. Die Aussage Ceylons, daß „eine 
Lösung des deutschen Problems auf der Basis von zwei deutschen Staaten 
gefunden werden sollte“, verärgerte die Bonner Politiker zusätzlich. Solch 
eine Einmischung in die innerdeutsche Politik wurde als inakzeptabel be­
trachtet. Zudem war Ceylon seit dem Bau der Berliner Mauer immerhin das 
erste Land, das eine ostdeutsche Handelsmission zum Generalkonsulat auf­
gewertet hatte. Zwar hatten dies Ägypten und Indonesien auch getan, doch 
war das vor dem August 1961 geschehen. Vor allem hatten sich die beiden 
Länder nicht über eine Lösung der deutschen Frage auf der Basis eines ge­
teilten Deutschlands geäußert. Aber die harsche Bonner Reaktion sollte auch 
dazu dienen -  wie Karl Carstens, der Staatssekretär im Auswärtigen Amt 
britischen Diplomaten erklärte -  all jenen Ländern eine ernste Warnung zu 
sein, die der Versuchung unterliegen mochten, dem Beispiel Ceylons zu fol­
gen.35

Das britische Außenministerium war wesentlich weniger alarmiert über 
das Vorgehen Ceylons als die Regierung in Bonn. Die Diplomaten und Poli- 
tikér in London zeigten sich überzeugt, daß die Bundesregierung aus einer 
„allgemeinen Unsicherheit“ heraus angesichts der politischen Erfolge der 
DDR in den nicht paktgebundenen Ländern überreagiert habe. Die Bundes­
regierung wollte wohl aller Welt demonstrieren, daß die „Hallstein-Doktrin“ 
nach wie vor Geltung hatte und Bonn es sich vorbehielt, die in der Doktrin 
nicht genau definierten politischen und wirtschaftlichen Annäherungen von 
Drittländern an die DDR zu ahnden, wenn ihr das notwendig erschien. Die 
Bundesregierung schien deutlich machen zu wollen, daß sie einen weiteren 
Prestigegewinn der DDR in der neutralen Welt nicht einfach hinnehmen 
würde und auch Beziehungen, die von der DDR unterhalb der Ebene der 
vollen diplomatischen Beziehungen angeknüpft wurden, nicht zu tolerieren 
bereit war.36 Zwar erkannten auch die Briten, daß eine gewisse Gefahr be­
stand, daß die Ceylonesen „may find themselves increasingly committed to

34 PRO, FO 371/177 933/RG 1062/22, 4.3.1964; FO 371/177 942/RG 1076/6, 6.3.1964.
35 PRO, FO 371/177 933/RG 1062/9, 19.2. und 20.2.1964; siehe auch 10 und 11, 19.2. 

und 20.2.1964; daneben RG 1062/22,4.3.1964.
36 Vgl. PRO, FO 371/177 942/RG 1076/6,29.2.1964.
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the East Germans without really realising where they are going“; doch ins­
gesamt schien es unwahrscheinlich zu sein, daß Ceylon weitere Schritte 
plante, wie etwa die DDR anzuerkennen und in diplomatische Beziehungen 
mit Ost-Berlin zu treten.37

Während die Politiker in Bonn lediglich in der Lage waren, die Politik 
in den Entwicklungsländern und den Staaten der nicht paktgebundenen Welt 
von der engen Perspektive der deutschen Frage und der deutsch-deutschen 
Konkurrenz zu betrachten, war London weit eher imstande, die Situation 
auch aus Sicht der Ceylonesen zu analysieren. Den britischen Diplomaten 
zufolge war Ceylon überzeugt, nur die Strategie anderer nichtpaktgebunde­
ner Länder übernommen zu haben. Die Insel konnte aber nicht daran inter­
essiert sein, Bonn zu provozieren und das Risiko einzugehen, daß die Bun­
desregierung die Beziehungen abbräche, denn dann hätte sich die ceylonesi- 
sche Regierung in die gleiche Situation gebracht, in der sich auch die Ost­
blockstaaten befanden. Das Foreign Office zog die Schlußfolgerung, daß die 
ceylonesische Regierung „would probably feel this an undesirable outco­
me.“38 Trotz dieser recht nüchternen Einschätzung der Briten, die keinen 
Anlaß zur Panik sahen, sprach die britische Regiemng auf Bitte Bonns mit 
der ceylonesischen Ministerpräsidentin, als sich diese anläßlich einer Konfe­
renz der Commonwealth-Länder in London aufhielt. Die Bundesregierung 
machte sich große Sorgen, daß Ceylon Ärger über die DDR-Anerkennung 
verursachen könnte, falls die Premierministerin das Thema auf einer Konfe­
renz der nichtpaktgebundenen Staaten im Oktober 1963 in Kairo ansprechen 
wollte. Die DDR würde bei dem Treffen mit Beobachterstatus präsent sein.39 
Allem Anschein nach waren die britischen Bemühungen aber erfolgreich; 
jedenfalls spielte das Thema auf der Konferenz in Kairo keine Rolle.

Ein Jahr später gelang es der DDR, volle diplomatische Beziehungen 
mit dem erst seit kurzer Zeit unabhängigen Sansibar aufzunehmen.40 Am 12. 
Januar 1964 wurde die Regierung Sansibars von einer linksgerichteten revo­
lutionären Bewegung gestürzt. Bevor die meisten westlichen Länder die Si­
tuation richtig eingeschätzt hatten, war es Ost-Berlin bereits gelungen, 
schnell die Einrichtung einer ostdeutschen Botschaft auf der an der Ostküste 
Afrikas gelegenen Insel auszuhandeln. Dies war ein großer Erfolg, handelte 
es sich doch dabei um die erste ostdeutsche Botschaft in Afrika und außer­

37 PRO, FO 371/177 933/RG 1062/22, 4.3.1964.
38 Ebd.
39 Ebd., RG 1062/32,7.7.1964. Vgl. auch Winrow, Foreign Policy, S. 46.
40 Die Sultanate von Sansibar und Pemba waren zwischen 1890 und Dezember 1963 bri­

tische Protektorate. Am 10. Dezember 1963 wurden sie unabhängig. Am 12. Januar 
1964 wurde der Sultan von einer linksgerichteten Revolutionsbewegung abgesetzt. 
Am 27. April 1964 vereinigten sich das viel größere Tanganyika, das Mitglied des bri­
tischen Commonwealth war, mit der Insel Sansibar zur Vereinigten Republik von 
Tanganyika (später Tansania).
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halb des Ostblocks. Wie schon 1963 beobachtete das Foreign Office mit 
großem Interesse, daß die Bundesregierung durchaus bereit war, „to go a ve­
ry long way in stretching the letter of the Hallstein doctrine“ wenn es den 
Westdeutschen nützlich erschien. Immerhin teilte Bonn der neuen Regie­
rung in Sansibar, wenn auch etwas verschlüsselt, mit, daß die Bundesregie­
rung bereit war, die Anerkennung des Ulbricht-Regimes zu akzeptieren, 
falls die Insel beispielsweise keine diplomatischen und konsularischen Be­
ziehungen mit Pankow pflegen würde. Der britische Diplomat R. Brash 
kommentierte etwas verwundert, daß „the distinction between recognition 
and entertaining diplomatic representation seems to me very fine indeed (if 
indeed it exists) and is a good deal further than the Germans have been pre­
pared to go in the past.“41

In London wurde allgemein angenommen, daß Bonns Reaktion auf die 
Ereignisse in Sansibar auf einer recht hastigen und vorschnellen Analyse der 
Situation in dem Inselstaat beruhte. Das westdeutsche Außenministerium 
erklärte den Briten, daß Sansibars Entscheidung, das Pankow-Regime Ende 
Januar anzuerkennen, als „ill-considered and emotional action“ angesehen 
werden müßte und zu einer Zeit stattgefunden hätte, als die Regierung der 
Insel sich nicht über alle Implikationen im klaren war. Die Entscheidung, 
Sansibar relativ milde zu behandeln, sei getroffen worden, da man so zu 
verhindern hoffte, daß es der DDR gelänge, sich dort zu etablieren. Wenn 
dies erreicht werden könnte, dann würde der Akt der Anerkennung recht 
bald vergessen sein. Die Briten wurden auch informiert, daß die Bundesre­
publik davon ausging, daß Sansibar zu klein und unbedeutend sei, um auf 
der Weltbühne wirklich mitmischen zu können; die Aktivitäten seiner Re­
gierung würden kaum große Auswirkungen auf die Politik der anderen neu­
tralen Staaten haben. Manche Diplomaten im Foreign Office waren davon 
allerdings nicht überzeugt. Der Diplomat Brash schrieb beispielsweise, daß 
ihm die bundesdeutsche Argumentation allzu „optimistic“ erschien.42

Zwar war das britische Außenministerium besorgt über die Erosion der 
westdeutschen Position in West Afrika wie auch in anderen Regionen des 
Kontinents.43 Die Diplomaten versuchten daher, die Sansibaris zu überzeu­
gen, ihre deutschlandpolitische Haltung zu überdenken44, doch dies gelang 
nicht. Die Linksregierung in dem vormaligen britischen Protektorat ließ sich 
von dem ehemaligen Kolonialherrn nur ungern belehren. Die Entscheidung 
Sansibars, die bisherigen britischen Finanz- und Wirtschaftsexperten zurück 
nach Hause zu schicken, durch Fachleute aus Ostdeutschland zu ersetzen 
und auch Ingenieure und Straßenbauexperten aus der DDR einzufliegen,

41 PRO, FO 371/177 933/RG 1062/7,15.2.1964.
42 Ebd.
43 PRO, FO 371/166 933/RG 1062/16,28.2.1964.
44 PRO, FO 371/177 942/RG 1076/6,29.2.1964.
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führte in London zu erheblich weniger Aufregung als in Bonn.45 Die Bun­
desregierung versuchte allerdings, ihre diplomatische Niederlage mit den 
erneut vorgebrachten Argumenten herunterzuspielen, daß Sansibar ein sehr 
kleines Land sei und es sich im Grunde bei der politischen Lage dort um ei­
ne „komische Oper“ handele. Den Briten und den anderen westlichen Staa­
ten war jedoch klar, daß die DDR im Hinblick auf die Schwächung der 
„Hallstein-Doktrin“ zweifellos einen Erfolg in Sansibar erzielt hatte. Die 
westdeutsche Situation auf der Insel, so wurde gefolgert, sei ein völliger 
„muddle“.46 In London erörterte man daher, wie man den Westdeutschen zur 
Hilfe eilen könnte. Die Vor- und Nachteile einer „intensiveren Kampagne“, 
um die öffentliche Meinung in Afrika hinsichtlich der „rights and wrongs of 
the German situation“ zu beeinflussen, wurden abgewogen. Das Foreign Of­
fice kam zu der Schlußfolgerung, daß es zweifellos korrekt sei, daß die mei­
sten nichtpaktgebundenen Staaten keinerlei Interesse an der deutschen Frage 
hatten, sehr wenig darüber wußten und nichts dagegen hatten, sowohl von 
Bonn als auch von Ost-Berlin Hilfeleistungen zu erhalten. Dennoch war es 
weder für die Position der Bundesrepublik noch für das Prestige der gesam­
ten westlichen Welt vorteilhaft, wenn das Verhalten Sansibars anderswo in 
Afrika Schule machen würde. Um dies zu verhindern, so wurde überlegt, sei 
es vielleicht sinnvoll, die NATO-Alliierten zu bitten, mit einer umfangrei­
chen Informationskampagne in der Sache zu beginnen.47 Doch bei diesen 
Überlegungen blieb es in London; eine derartige Aktion wurde nie begon­
nen.

Dies hatte nicht zuletzt seinen Grund in der Tatsache, daß der ostdeut­
sche diplomatische Erfolg in Sansibar zeitlich sehr beschränkt war. Als die 
Insel sich mit dem viel größeren Tanganyika am 27. April 1964 vereinigte, 
mußte Ost-Berlin damit zufrieden sein, seine Botschaft in Sansibar zum Ge­
neralkonsulat in Dar-es-Salaam, dem Regierungssitz der neuen Vereinigten 
Republik von Tanganyika (später Tansania), zu akzeptieren. Als Trostpfla- 
ster wurde der DDR lediglich die Einrichtung eines zusätzlichen Konsulats 
in Sansibar angeboten.48 Obwohl sie sich kurz zuvor noch mit der Existenz 
einer DDR-Botschaft in Sansibar hatten abfinden müssen, war die Bundes­
regierung nun aber sogar der Meinung, daß eine ostdeutsche Vertretung, die 
mehr als nur eine Handelsmission darstelle, nicht akzeptabel sei. Bonn bat 
daher seine westlichen Alliierten zu überlegen, „what steps might be taken

45 PRO, FO 371/177 933/RG 1062/20, 26, Februar und März 1964. Vgl. auch Schnep­
pen, Insel, S. 409-419.

46 PRO, FO 371/177 942/RG 1076/6,29.2.1964; FO 371/177 942/RG 1076/6,6.3.1964.
47 PRO, FO 371/166 933/RG 1062/16, 3.4.1964.
48 PRO, FO 371/183 050/RG1061/4,21.1.1965; auch 10 und 11, 30.1. und 3.2.1965; zu­

dem FO 371/183 051/ RG1062/1, 13.1.1965; vgl. auch Schleicher, Afrika, S. 15; und 
detaillierter Winrow, Foreign Policy, S. 64-67; auch Troche, Ulbricht, S. 37-38.
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in order to secure recognition for our common policy in the German questi­
on.“49

Doch gab es in dieser Hinsicht relativ wenig, was Briten, Franzosen 
oder Amerikaner tun konnten. Auch sahen die Verbündeten nicht recht ein, 
daß eine Initiative notwendig war. Immerhin hatte die DDR ihre erste Bot­
schaft in Afrika recht schnell wieder verloren. Zudem gab es noch andere 
Rückschläge für die DDR in der Welt der blockfreien Länder. Die Anstren­
gungen der Westdeutschen hatten zum Beispiel verhindert, daß es der DDR 
gelang, diplomatische Beziehungen mit Neuguinea aufzunehmen.50 Auch die 
Bemühungen Ost-Berlins, eine Botschaft im Kongo zu eröffnen, hatten be­
reits 1961 eine Niederlage erlitten. Die Handelsmission in Ghana mußte 
1966 nach dem Sturz Präsident Nkrumahs, der im August 1961 der DDR 
sogar einen Staatsbesuch abgestattet hatte, wieder geschlossen werden.51 
Doch trotz dieser nicht unbeträchtlichen Zahl diplomatischer Niederlagen 
und Enttäuschungen während der sechziger Jahre war die DDR insgesamt 
recht erfolgreich mit ihrer Politik, die westdeutsche „Hallstein-Doktrin“ zu 
unterminieren und die eigene Anerkennungsstrategie in den Ländern der 
Blockfreien zu verfolgen und durchzusetzen. Immerhin waren etwa die 
Hälfte aller diplomatischen Repräsentanten der DDR in Afrika akkreditiert.52

Der Höhepunkt der diplomatischen Aktivitäten der DDR in der „Dritten 
Welt“ war sicherlich der überaus erfolgreiche Besuch Ulbrichts in Kairo An­
fang 1965. Trotz starker westdeutscher Proteste hatten die Ägypter an der 
Einladung Ulbrichts festgehalten.53 Frank Roberts, der britische Botschafter 
in Bonn, berichtete, daß die Reise Ulbrichts „has caused considerable alarm 
and despondency here“ und daß die bundesdeutsche Regierung überlege, ob 
es besser sei, „to give way to Nasser’s blackmail because of his important 
position in the uncommitted world,“ oder ob es ratsam sei, „to confront him 
with a clear choice between Bonn and Pankow.“ Bonn glaube, das Schicksal 
der „Hallstein-Doktrin“ und die westdeutsche Position in der Welt der 
Blockfreien ständen zur Disposition.54

49 PRO, FO 371/183 059/RG 1076/1, Memorandum der BRD, 18.2.1965.
50 Vgl. für eine interessante Schilderung Winrow, Foreign Policy, S. 62-64.
51 Vgl. für Einzelheiten Winrow, Foreign Policy, S. 56-59; Schleicher, Afrika, S. 15,10.
52 Konsularische Vereinbarungen waren mit Algerien, Finnland, Indien, Libanon, Mali, 

Marokko, Sudan, Tunesien und Zypern getroffen worden. Handelsmissionen waren 
beispielsweise in Island und der Türkei, aber auch in vielen lateinamerikanischen 
Ländern einschließlich Brasilien und Kolumbien eingerichtet worden. Vgl. Schleicher, 
Afrika., S. 15; Weber, Geschichte, S. 364.

53 Vgl. dazu und für die westdeutschen Sorgen angesichts Ulbrichts Besuch in Kairo, 
wie Bonn sie dem Foreign Office mitteilte, PRO, FO 371/183 059/RG 1076/1, 
18.2.1965.

54 PRO, PREM 13/331, Roberts Bonn, an Foreign Office, N o.95 ,28.1.1965.
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Mit dem Besuch in Kairo wurde Ulbricht zum ersten Mal außerhalb des 
Ostblocks mit allem einem Staatschef zustehenden Ehren empfangen. Es ge­
lang ihm zudem, einen wichtigen Freundschafts- und Kooperationsvertrag 
mit Nasser zu schließen. Außenminister Bolz setzte zusammen mit seinem 
ägyptischen Kollegen die Unterschrift unter insgesamt drei Handels- und 
Kulturabkommen.55 Wegen der westdeutschen Waffenlieferungen an Israel 
und der Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwischen Bonn und Tel 
Aviv im Mai 1965 befand sich der ägyptische Präsident im ernsten Streit mit 
der Bundesregierung, der erst im Laufe des Jahres 1965 teilweise, nicht zu­
letzt durch spanische Vermittlung und -  wie sich herausstellen sollte -  nur 
vorübergehend beigelegt werden konnte.56 Dennoch waren die ökonomi­
schen Drohungen Bonns nicht ganz ohne Auswirkungen geblieben. Nasser 
traute sich nicht, Ost-Berlin vollständig diplomatisch anzuerkennen und 
Botschafter mit der DDR auszutauschen.57 Allerdings teilte der ägyptische 
Staatschef der DDR-Delegation sehr zur Freude Ulbrichts mit, daß die Lö­
sung der deutschen Frage seiner Meinung nach nur eine Angelegenheit der 
Deutschen sei und eine ausländische Einmischung nicht notwendig sei.58

Wegen der schlechten Beziehungen Großbritanniens zu Nasser konnte 
London der Bundesrepublik in Ägypten ebensowenig behilflich sein wie die 
USA; die Bundesregierung hoffte ursprünglich, daß vielleicht Frankreich 
noch einen gewissen Einfluß auf Nasser besaß, doch war dies auch nicht 
wirklich der Fall. Großbritannien versuchte, alles in seiner Kraft stehende zu 
tun, um die Bundesrepublik zu unterstützten, doch hoffte man dafür auf das 
deutsche Verständnis bei den britischen Problemen in Indonesien. Insbeson­
dere erwartete man, daß Bonn die Wirtschaftshilfe an Indonesien nicht er­
höhen und auch keine Dornier-Flugzeuge dorthin verkaufen würde.59 Insge­
samt kann der Prestigegewinn der DDR in Ägypten und der Mißerfolg der 
Bundesregierung, dies zu verhindern, vielleicht als Hinweis darauf dienen,

55 Vgl. sehr knapp Wippel, Außenwirtschaftsbeziehungen.
56 Zu den ägyptisch-westdeutschen Problemen vgl. die aufschlußreiche Rede des ägypti­

schen Premierministers Ali Sabri im Februar 1965 vor dem ägyptischen Nationalver­
sammlung, wiedergegeben in PRO, PREM 13/331, Maitland, Kairo, an Foreign Of­
fice, 11.2.1965.

57 Dies sollte erst im Juli 1969 geschehen, nach dem Abbruch der ägyptisch­
westdeutschen Beziehungen anläßlich der ägyptischen Empörung über die weiter er­
folgte militärische Unterstützung der Bundesrepublik für Israel. Vgl. Thomas, Modell 
DDR, S. 126. Siehe auch PRO, FO 183 059/RG 1076/4-6,9,17, 23.3.1965.

58 Vgl. Weber, Geschichte, S. 364. Für weitere Einzelheiten zu dem Besuch Ulbrichts in 
Kairo, siehe Blasius, „Völkerfreundschaft“, S. 753ff.; auch Lavy, Germany, S. 106- 
11; Bender, Ostpolitik, S. 95-96,228-31; und Winrow, Foreign Policy, S. 67-70.

59 PRO, PREM 13/331, Memorandum Western Department: „Supplementary Brief for 
Prime Minister’s Talk with Chancellor Erhard during Sir Winston Churchill’s Fune­
ral“, 29.1.1965.
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daß Bonn es ohne die Möglichkeit einer Fürsprache der Briten und anderer 
westlicher Länder sehr viel schwerer hatte, Gehör in den Ländern der „Drit­
ten Welt“ zu finden und die Entwicklung in seinem Sinne zu beeinflussen.

II. Großbritannien und die Mitgliedschaft der DDR in internationa­
len Organisationen

Zu dem Versuch der DDR, die internationale Anerkennung zu erhalten, ge­
hörte auch der Kampf der SED für die volle und uneingeschränkte Mitglied­
schaft in internationalen Organisationen. Mitte der sechziger Jahre war es 
der DDR zwar gelungen, einer ganzen Reihe von Organisationen und inter­
nationalen Assoziationen beizutreten, doch waren dies meist zwischenstaat­
liche Zusammenschlüsse von nur geringer Bedeutung. Ulbricht war aber vor 
allem daran interessiert, Zugang zu den Vereinten Nationen oder zumindest 
einer ihrer einflußreichen Unterorganisationen zu gewinnen. Für die DDR 
bestand die Attraktivität eines UN-Beitritts darin, daß die Vereinten Natio­
nen nur souveräne Staaten aufnahm; ein Erfolg hier hätte Ulbricht den ent­
scheidenden globalen Durchbruch in der Anerkennungsfrage gebracht. Wäh­
rend der fünfziger und sechziger Jahre versuchte die DDR daher mehrfach, 
den Zutritt zu den vierzehn Suborganisationen der Vereinten Nationen zu 
erhalten.60 Seit 1955 bewarb sich die DDR beispielsweise jährlich um die 
Mitgliedschaft in der Europäischen Wirtschaftskommission (ECE), einer 
Unterorganisation der UN. Jahr um Jahr gelang es den Westmächten jedoch, 
die DDR mit dem erprobten Argument abzuschmettern, daß das Land kein 
international souveräner und anerkannter Staat sei und daher nicht einer glo­
balen Organisation angehören könnte, deren Mitgliedschaft aus souveränen 
Staaten bestehe. Dies waren auch die Hauptargumente, die benutzt wurden, 
um den Antrag auf volle UN-Mitgliedschaft, den die DDR Ende Februar 
1966 stellte, zu untergraben.61

Offenbar hatte sich die DDR-Führung entschlossen, ein Beitrittsgesuch 
einzureichen, nachdem das Internationale Olympische Komitee (IOC) im 
Oktober 1965 entschieden hatte, daß ab 1968 zwei deutsche Mannschaften 
an den Olympischen Spielen teilnehmen dürften. Nicht ohne Grund wurde 
dies in Ost-Berlin als überragender Erfolg auf dem Weg zur vollen interna­
tionalen Anerkennung der DDR gefeiert. Immerhin war die Entscheidung 
des IOC trotz der starken westdeutschen Proteste und den hinter den Kulis­
sen erfolgten Versuchen Großbritanniens gefallen, eine solche Entwicklung 
zu vermeiden. Die energischen Bemühungen der Bundesrepublik, zwei

60 Siehe Thomas, Modell DDR, S. 127; Osten, Außenpolitik, S. 87-91; und Wilhelm 
Bruns, UNO-Politik. 1954 und 1955 hatte sich die DDR bereits um die Mitgliedschaft 
in der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) und in der UNESCO bemüht.

61 Vgl. PRO, FO 371/189 318/RG 2251/8-21 (März 1966); auch beispielsweise Becker, 
DDR, S. 140f.
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deutsche Olympiamannschaften noch im letzten Moment zu verhindern, wa­
ren womöglich sogar kontraproduktiv gewesen, da dies die einzelnen IOC- 
Mitglieder tief verärgert hatte.62

Die UN-Bewerbung der DDR Anfang 1966 wurde jedoch abgelehnt. 
Die westlichen Länder bestanden auf ihrem Standpunkt, daß die internatio­
nal nicht anerkannte DDR keineswegs die Voraussetzungen erfüllte, Mit­
glied der Vereinten Nationen zu werden. Wie bereits bei früheren Gelegen­
heiten hatte die Erhard-Regierung sich auch diesmal an London mit der Bit­
te gewandt, seinen Einfluß zu nutzen, um den Status quo aufrechtzuerhalten 
und sicherzustellen, daß die DDR weder Vollmitglied der UN werden noch 
ihr ein Beobachterstatus zugewiesen würde. Seit dem Abschluß des Freund­
schaftsvertrages zwischen der Sowjetunion und der DDR am 12. Juni 1964 
befürchtete die ängstliche Regierung in Bonn, daß Moskau versuchte, die 
Idee zu propagieren, der DDR einen Beobachterstatus bei den Vereinten Na­
tionen einräumen zu lassen. Immerhin schien es unter dem Vorzeichen der 
Ost-West-Entspannung und der abnehmenden Aufmerksamkeit, mit der man 
in Washington die Lösung der deutschen Frage betrachtete, nicht ausge­
schlossen zu sein, daß der Westen der Sowjetunion Zugeständnisse machen 
würde. Zwar schien UN-Generalsekretär U Thant im allgemeinen eine „feste 
und vernünftige“ Flaltung einzunehmen, doch fürchtete die Bundesregie­
rung, daß er womöglich während seiner bevorstehenden Moskaureise von 
den Sowjets dazu überredet werden könnte, seine Meinung zu ändern. Al­
lerdings beabsichtigte U Thant, vorher noch der britischen Hauptstadt einen 
Besuch abzustatten. Die Bundesregierung hoffte daher, daß die Regierung in 
London alles tun würde, um U Thant „in seiner scheinbar robusten Haltung 
in der Angelegenheit zu stärken.“ Der britische Außenminister R.A. Butler 
kam dieser eindringlichen Bitte auch erfolgreich nach.63 Zumindest ist fest­
zustellen, daß U Thant auch nach seinem Moskaubesuch daran festhielt, der 
DDR nicht den Zugang zu den Vereinten Nationen zu ermöglichen.

Dennoch hatte die Bundesregierung wieder einmal die Wahrscheinlich­
keit überschätzt, daß die ostdeutsche Anerkennungskampagne erfolgreich 
sein würde. Selbst die DDR schien nicht zu erwarten, daß es ihr gelingen 
würde, den Widerstand der westlichen Welt gegen ihre Mitgliedschaft in 
den Vereinten Nationen zu überwinden. Das britische Außenministerium 
war zudem überzeugt, daß Ulbricht keine klaren Ziele wie das Erreichen ei­
nes Beobachterstatus im Auge hatte, sondern lediglich versuchte, mit seinem 
Antrag gegenüber der internationalen Öffentlichkeit den Anspmch der DDR 
auf die Souveränität aufrechtzuerhalten. Um dies zu erreichen, konnte es

62 Dies war zumindest die Einschätzung des Foreign Office. Vgl. PRO, FO 371/183 
165/RG 1801/7 (April 1965), 13 (Juni 1965), 20,21 (Okt. 1965), and insbesondere /10  
(Mai 1965), 14, 15 (Juli 1965), 24 (Nov. 1965).

63 PRO, FO 371/178 006/RG 2251/1, 2 ,1 0  und 23.7.1964.
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Ulbricht nur nützlich sein, möglichst viel Aufmerksamkeit für seine These 
von der Existenz zweier deutscher Staaten zu erreichen.64 Tatsächlich gelang 
ihm das mit dem Antrag auf die UN-Mitgliedschaft.

Die rhetorische und politische Unterstützung, mit der die DDR die so­
wjetische Invasion in die Tschechoslowakei im August 1968 begleitete, 
führte nach dem Bau der Mauer 1961 zu einer erneuten ernsten Krise in den 
Beziehungen der DDR mit der westlichen Welt. Wie alle anderen westlichen 
Politiker machte sich insbesondere der britische Premierminister Harold 
Wilson Sorgen über die Konsequenzen für die Ost-West-Beziehungen. Nach 
der drastischen Abwertung des britischen Pfundes 1967 und während einer 
Zeit großer ökonomischer Unsicherheit für Großbritannien befürchtete Wil­
son, daß die durch die Invasion hervorgerufene Krise im Ost-West- 
Verhältnis den britischen Wirtschaftsbeziehungen mit den Staaten des War­
schauer Paktes großen Schaden zufügen könnte. Zwar verurteilte Wilson die 
Invasion, und er ließ mehrere Ausstellungen und Konzerte von Künstlern 
aus Ostblockländern ebenso absagen wie einen Besuch mehrerer britischer 
Parlamentsabgeordneter in der DDR; doch insgesamt bemühte sich der Pre­
mierminister, alles zu tun, um die Beziehungen Großbritanniens zur Sowjet­
union und zu den Ostblockstaaten langfristig nicht zu gefährden. Eine klei­
ne, an sich unwichtige Episode wirft etwas Licht auf die Bemühungen Wil­
sons. Der Premierminister ließ sich Mitte Dezember 1968 trotz der entge­
gengesetzten Ratschläge des Foreign Office nicht davon abbringen, wie 
schon im Jahr zuvor dem sowjetischen Generalsekretär Leonid Breschnew 
und auch anderen hochrangigen sowjetischen Politikern Weihnachtsgrüße 
übermitteln zu lassen.65

Als Moskau im Jahr darauf schließlich eine neuerliche Entspannungsin­
itiative anregte, zögerten westliche Politiker nicht lange, diese Chance zu 
ergreifen. Immerhin hatte bereits der im Dezember 1967 angenommene 
Harmel-Bericht des Nordatlantikrates auf die Notwendigkeit der Brücken­
bildung zwischen Ost und West hingewiesen. Schon bald war die Krise 
überwunden. Doch gerade das Mißtrauen gegenüber der DDR ließ sich nicht 
ganz so schnell beseitigen. Auch wenn die Soldaten der Nationalen Volks­
armee 1968 letztlich nicht von Moskau zur Beteiligung an der Invasion der 
Tschechoslowakei gerufen worden waren, trug das Wissen über den Auf­
marsch ostdeutscher Soldaten an der deutsch-tschechoslowakischen Grenze 
nur dreißig Jahre nach Hitlers Invasion nicht dazu bei, das friedensliebende 
Image und die internationale Anerkennung der DDR im Westen zu stärken.

64 PRO, FO 371/189 318/RG 2251/21,19.3.1966. Mit Rücksicht auf die ungeklärte deut­
sche Frage war die Bundesrepublik auch noch nicht UN-Mitglied geworden, doch ge­
hörte sie den meisten Unterorganisationen der Vereinten Nationen an.

65 Vgl. The Guardian, 1. Jan. 1999, S. 5; auch Bell, Britain, S. 41f.
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Doch das SED-Regime ließ sich davon kaum stören und hielt unverzagt an 
ihrer weltweiten Anerkennungskampagne fest.66

Ende der sechziger Jahren versuchte Ost-Berlin vor allem, Mitglied der 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) zu werden. In dieser Unterorganisation 
der Vereinten Nationen stimmten die Mitglieder über neu aufzunehmende 
Länder mit einfacher Mehrheit ab, während in allen anderen UN- 
Unterorganisationen eine absolute Mehrheit notwendig war. Doch selbst 
Ende 1972, nur wenige Monate vor dem Abschluß des Grundlagenvertrages 
mit der DDR, bestand Bonn noch darauf, die Entscheidung über eine Auf­
nahme der DDR zu verschieben. Großbritannien wie auch die anderen 
WHO-Mitglieder schlossen sich der Forderung Bonns willig an. Genauso­
wenig erfolgreich war die DDR 1970 mit ihrer erneuten Bewerbung, der 
UNESCO beizutreten, aktives Mitglied der dritten Welthandelskonferenz 
(UNCTAD) zu werden und an der UN-Umweltkonferenz im Juni 1972 in 
Stockholm teilnehmen zu können.67

Trotz der enormen Anstrengungen Ost-Berlins, die DDR international 
salonfähig zu machen, wurde der zweite deutsche Staat von den meisten 
Staaten der Welt nicht als gleichberechtigter Partner akzeptiert, bevor der 
Grundlagenvertrag mit der Bundesrepublik im Dezember 1972 unterzeich­
net wurde. Die sich im Zuge der 1969/70 einsetzenden neuen Ostpolitik der 
sozialliberalen Koalition Willy Brandts andeutende grundsätzliche Wand­
lung in den deutsch-deutschen Beziehungen führte jedoch dazu, das immer 
mehr Staaten ihre Absicht ankündigten, die DDR in naher Zukunft offiziell 
anzuerkennen und mit dem Land diplomatische Beziehungen aufzunehmen. 
Zwar hatten schon seit 1969 eine beträchtliche Anzahl Staaten begonnen, 
die DDR anzuerkennen, doch eine wahre Welle der Anerkennung setzte erst 
nach November/Dezember 1972 ein.68 Der Bitte der von Willy Brandt und 
Walter Scheel geführten Bundesregierung, die Anerkennung der DDR bis 
zum Abschluß des Grundlagenvertrages zwischen Bonn und Ost-Berlin hin- 
auszuzögem (Scheel-Doktrin) wurde dabei größtenteils entsprochen. Die 
nach dem Wahlsieg der Konservativen Partei im Juni 1970 von Edward

66 Vgl. Lutz Priess u.a., SED; Wenzke, NVA; Bürens, DDR. Vgl. auch Pfeil, Sozialis­
mus.

67 Das erste Mal hatte sich die DDR 1954 um die UNESCO-Mitgliedschaft bemüht. 
Keines der Ostblockländer nahm an der Stockholmer Konferenz teil, da die Umwelt­
konferenz im Jahr zuvor in Prag hatte stattfinden sollen, aber die westliche Länder ab­
gesagt hatten, da die DDR deutlich gemacht hatte, daß sie teilnehmen wollte. Vgl. 
Thomas, Modell DDR, S. 127.

68 1969: Kambodscha, Sudan, Südvietnam, Kongo, Somalia, die Zentralafrikanische Re­
publik, Algerien, die Malediven; 1970: Zypern und Neuguinea, ein Generalkonsulat 
wurde in Indien eingerichtet. Vgl. Thomas, Modell DDR, S. 126; siehe auch die Auf­
listung der diplomatischen Vertretungen der DDR in Afrika in Winrow, Foreign Poli­
cy, S. 72-84.
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Heath geführte britische Regierung trat nicht einmal in einen offiziellen 
Briefwechsel mit der DDR ein, bevor der Grundlagenvertrag unterschrieben 
worden war.69 Zwischen November 1972 and Mai 1973 nahmen jedoch 
schließlich Großbritannien und fünfzig weitere Staaten diplomatische Be­
ziehungen mit der DDR auf und erkannten den zweiten deutschen Staat offi­
ziell an. Die DDR war daher auch bald in der Lage, den meisten wichtigen 
internationalen Organisationen beizutreten. Am 18. September 1973 wurde 
sowohl die DDR als auch die BRD in die Vereinten Nationen aufgenom­
men.70

III. Fazit
Letztlich gelang es zwar der Bundesrepublik, die Gültigkeit der „Hallstein- 
Doktrin“ gegenüber der DDR in den Ländern der „Dritten Welt“ und hin­
sichtlich internationaler Organisationen weitgehend aufrechtzuerhalten, 
doch war ihr das oftmals nur unter Mithilfe und Fürsprache ihrer westlichen 
Alliierten möglich. Gerade Großbritannien spielte dabei als ehemalige Ko­
lonialmacht vieler der erst kurz zuvor in die Unabhängigkeit entlassenen 
afrikanischen Staaten und als führende Macht des Commonwealth eine 
wichtige Rolle für die Bundesrepublik. Das britische Foreign Office tat in 
aller Regel auch alles in seiner Kraft stehende, um Bonn bei der Durchset­
zung der „Hallstein-Doktrin“ behilflich zu sein. Dabei hatten die Briten 
schon früh die Unsinnigkeit der Doktrin und die damit geförderte weltpoliti­
sche Selbstisolation der westdeutschen Republik erkannt. Auch scheute sich 
Großbritannien während der sechziger Jahre nicht, zunehmend engere wirt­
schaftliche Verbindungen mit dem Staat Ulbrichts einzugehen. Doch sowohl 
in Europa als auch in den Entwicklungsländern in Afrika und Asien respek­
tierten die Briten im Großen und Ganzen das westdeutsche Festhalten an der 
Verbindlichkeit der „Hallstein-Doktrin“, bis Bonn diese 1972 mittels des 
Grundlagenvertrags mit der DDR und damit der de-facto-Anerkennung des 
zweiten deutschen Staates schließlich selber beseitigte. Trotz aller meist 
ökonomisch motivierten Wankelmütigkeit Londons in den Wirtschaftsbe­
ziehungen mit der DDR konnte sich die Bundesrepublik in der Regel auf 
den britischen Bündnispartner verlassen. Während der sechziger Jahre er­
hielt Bonn fast immer die oft eingeforderte Hilfe zur Durchsetzung der 
„Hallstein-Doktrin“, um die Anerkennung der DDR in den Ländern der 
„Dritten Welt“ und ihre Mitgliedschaft in internationalen Organisationen zu 
verhindern.

69 Vgl. Munro, Acceptance, S. 121ff.
70 Siehe dazu Bruns, Die Geeinten.
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